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Bremen 

Erlass e13-03-02 vom 27.03.2013 
 
Anordnung nach § 23 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) für syrische Staatsangehörige, die 
im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Abs. 1 AufenthG sind, und ihre 
Familienangehörigen, die sich mit einer Aufenthaltserlaubnis nach Abschnitt 6 AufenthG in 
Deutschland aufhalten 
 

Syrischen Staatsangehörigen, die sich am 1. Februar 2013 mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 

Abs. 1 AufenthG in dem Bundesland aufhalten, wird auf Antrag eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 

Abs. 1 AufenthG nach folgenden Maßgaben erteilt: 

 

1. Die Voraussetzungen zur Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Abs. 1 AufenthG 

liegen mit Ausnahme der Sicherung des Lebensunterhalts vor. 

2. Die bisherige finanzielle Unterstützung durch syrische Stellen oder Organisationen oder 

Privatpersonen wird nicht mehr erbracht. 

3. Die Studierenden erhalten keine bzw. nicht ausreichende deutsche Fördermittel.  

4. Den Studierenden stehen auch durch die Möglichkeiten zur Erwerbstätigkeit keine bzw. nicht 

ausreichende Finanzmittel zur Lebensunterhaltssicherung zur Verfügung. 

5. Die fehlende Lebensunterhaltssicherung ist durch den Studierenden nachzuweisen bzw. 

hinreichend glaubhaft zu machen. Dies kann durch Vorlage von Kontoauszügen erfolgen. 

Über den Nachweis bzw. die Glaubhaftmachung ist eine Niederschrift zu fertigen. In der 

Niederschrift ist der Hinweis aufzunehmen und vom Studierenden zu bestätigen, dass eine 

Belehrung über die Strafbarkeit im Falle unrichtiger oder unvollständiger Angaben zur 

Beschaffung eines Aufenthaltstitels nach § 95 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG und deren Folgen erfolgt 

ist. 

6. Die Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 1 Satz 1 AufenthG wird für zwei Jahre erteilt und 

verlängert. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt im Umfang von § 16 Abs. 3 AufenthG zur 

Ausübung einer Erwerbstätigkeit. Die Aufenthaltserlaubnis ist nicht mit einer 

wohnsitzbeschränkenden Auflage oder einer auflösenden Bedingung zu versehen. 

7. Im Falle des erfolgreichen Abschlusses des Studiums finden §§ 16 Abs. 4, 18 bis 21 AufenthG 

entsprechend Anwendung. 

8. Die Anordnung findet entsprechende Anwendung auf Promovierende unabhängig von der Art 

des Aufenthaltstitels, deren Lebensunterhalt ebenfalls zunächst durch syrische Stellen, 

Organisationen oder Privatpersonen gesichert wurde, soweit es sich um eine förderfähige 

Erstausbildung nach dem BAföG handelt. 



 

9. Im Bundesgebiet lebende Ehegatten und minderjährige Kinder werden auf Antrag 

einbezogen, wenn sie sich seit spätestens 1. Februar 2013 mit einer Aufenthaltserlaubnis in 

Deutschland aufhalten. 

10. Sobald die Sicherung des Lebensunterhalts durch andere Leistungen als aus dem BAföG 

und/oder dem SGB II wieder gewährleistet ist, soll keine Verlängerung der 

Aufenthaltserlaubnis nach dieser Anordnung erfolgen, sondern erneut eine 

Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Abs. 1 AufenthG bzw. nach Abschnitt 6 AufenthG erteilt 

werden. 

 
 
Inkrafttreten 
 
Dieser Erlass tritt am 1. April 2013 in Kraft. 


